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Amtliche Personalnachrichten 
Der B u n d e s  p r ä s i d e n t hat mit Ent­schließung vom 4. März 1 946 de� Priva�­dozenten für chemische T echnolog1e orgam­scher Stoffe mit besonderer Berücksichtigung der Chemie und Technologie des Erdöls undA�halts an der Technischen Hochs_?'ule inWien Dipl.-Ing. Dr.  techn. Hans P o  1 1  denTitel eines außerordentlichen Professors ver­liehen. 
Der B u n d e s p r ä s i d e  nt hat mit Ent­schließung vom 4. März 1946 dem Privat­dozenten für Zoologie mit besonderer Be­rücksichtigung der Systematik und Ti�r­geographie an der Universität in Wien Dr. Hans S t r o u h a l den Titel eines außer­•ordentlichen Professors verliehen. 

Der Kanzler und die Verstaatlichung 
Bei Bundeskanzler Ing. F i g l sprachen ge­stern unter der Führung der Nationalräte F r ü h w i r t h, M i k s c h und A l t e n b u �­g e r  und des Gewerkschaftsse�retärs K u �  1-c z e k die Betriebsräte der \'v'1ener und me­derösterreichischen Textilunternehmungen vor um den Bundeskanzler mit den Wün­sch�n der Arbeiterschaft nach V e r s t a a t-1 i c h u n g der Großbetriebe und der Ver­besserung der Erniihrungslage vertraut zu machen. Der Bundeskanzler verwies in seiner Ant­wort darauf, daß er nach _wie vor auf de� Boden seiner Regierungserklärung stehe. Die rechtliche Voraussetzung für die Verstaat-'lichung sei allerdings die Klarstellung der Potsdamer Beschlüsse. Die Bestrebung der Regierung sei, in der Frage der Verstaat­lichung eine brauchbare Dauerlösung zu fin-

de�uf die E r n ä h r u n g  übergehend be­merkte der Bundeskanzler, daß sich die Schwierigkeiten in der ganzen . � elt bemer_k­'bar machen, daß die österre1ch1sche Regie­rung aber alles daran setzt, u� für die _ _ n�ch­sten Wochen und Monate eme ertragliche Lage zu schaffen, um Anschluß an die neue Ernte zu gewinnen. In der Frage der L o h n s t e u e r  teilte-der Bundeskanzler mit, daß sich das Bundes­ministerium für Finanzen mit einem die5-'bezüglichen Gesetzentwurf bereits befasse. 
Bundesrat 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­angelegenheiten und der Ausschuß für wirt­,schaftliche Angelegenheiten treten Mittwoch, den 10. April, um 1 1 ,  beziehungsweise um 14 Uhr zur Vorberatung der vom National­rat in den Sitzungen vom 6., 20. und 22. März beschlossenen Gesetze zusammen. Die P 1 e n a r s i t z u n g des Bundesrates findet D o n n e r s t a g, den 1 1 .  April. um 15 Uhr statt. Auf der Tagesordnung stehen 11 Gegenstände, und zwar: Befreiungs­amnestie, Lastverteilungsgesetz, Eichrechts­novelle 1 946, Lebensmittelanforderungsgesetz, Patentanwaltsgesetz 1946, Gewerbegerichts­novelle 1 946, Literaturreinigungsgesetz, Bau­arbeiter - Urlaubsgesetz, Verwaltergesetz, 3. Wirtschaftssäuberungsgesetznovelle unddas Bundesgesetz über Abtretungen von Be­zügen und Pfandrechten an Bezügen gegen­über der Republik Österreich. 
Erster Dollarkredit für Osterreich 
Das Hauptquartier der USFA gibt bekannt: ·asterreich wurde der erste Dollarkredit einge­räumt. als der Einkaufsdiemt der US-Armee am 22. März einen Scheck des Schatzamtes der Ver­einigten Staaten i.iher einen Betrag, dessen Höhe nicht bekanntgegeben wird, in der Nationalbankzur Finanzierung der Erzeugung österreichischer Waren hinterlegte. Der Dollar-Fonds, der von der ÖsterreichischenRegierung verwaltet wird, soll Österreich dieMöglichkeit geben, im Ausland Rohstoffe für dieösterreichische Industrie einzukaufen. Die Fertig­produkte, wie zum Beispiel Schmucksachen, Spiel­waren, Haushaltungsartikel und Lederwaren, werden von den Einkaufsstellen der US-Armeezum \'feiterverkauf an amerikanische Heeresange­hörige angekauft werden. CJ S t e r  r e i C h  i S C h  e f a b  r i k a n t e 11 kön­nen Bewerbungen an die E i n k a u  f s s t e 1 1  e n der US-Armee in Wien und Salzburg, an dieIndustriesektion der H a n d  e 1 s k a m  m e r, Wien, III., Engelsberggasse 4, oder an die Sektion Gewerbe der Handelskammer, Wien, I., Regie-1.rungsgassc 1, einreichen. 

Regelung des Naziproblems 
Im Ver1a'lllf der 1letzten Wochen hatt� Besprechungen zwischen V ertretem der Öster­reichischen V olikspartei, der Sozialistischen Partei und ,der Kommuni·stischen Partei stat)t­gefunden, um eine einheitliche und dauernde Regelung des Naziproblems für Osterreich zu treffen. Das Ziel der Besprechungen war, ei,ne V erei11Jbarung ZIU finden, die die Grun,dla:ge für ein vom Nationailrnt zu erla,ssendes Gesetz zur Entnazifizierung biLden soM. Diese ße­sprechumgen wurden geste11n mit ,der Unter­zeichnung der bei den Parteienlbesprech:ungen entworfenen Grurndsätze abgeschlos·sen. Der Text der von den drei Parteien aibgeschlos­senen Vereinibarung lautet: 

Grundsätze 
der Entnazifizierung auf Grund der Parteienver­handlungen zw,ischen OVP, SiPO und KPO (ktzte Sitzung am 28. März 1946) 

Bevor die Regelung des Naziproblems er­folgt oder zumindest f';leichzeitig mit deren Regelu ng, müssen die Ansprüche ,der Opfer des Naziterrors gesetzlich gerege,lt und alle Voraussctzun�en für die Durchf.ührharkeit d i eser Ccsetz� geschaffen werden. 
Insbesondere ist erforderlich: 1. d ie rascheste Durchführung des Opfer­llirrnrgesetzes, 2. (1 i �  Du rchrührung der Bestimmungen deslkam ten -Uber 1 eitungsgesetzes, insbeson­dere der §§ 6 und 7. 
Wenn nunmehr der Ve'rsuch unternommen wird, durch die Regelung des Naziproblems zu � i , 1er Befriedung zu kommen, so ist g l eicbze;tig mit aller DeutLichkcit aus-z.u­sp-cch�n, daß die schwersten Maßn:1;hmcn gc:,',cn solche Per,onen getroffen würden.  die cien Versuch unternehmen sollten, den Ungeist d es ;\iazisimus in Osterreich zu erneuern. Wer durch naz,istisd1e Betätigung die Ruhe und den Wiederaufbau Osterreichs stört oder etwas unternimmt, um die staanliche Selb­;tänd igkeit und Unabhängigkeit der Repiublil Dstcrreich zu untergraben, hat mit den suenasten Strafen zu rechnen. Fü·; die Regelung des sogenannten Nazi­problems gelten nachstehende Grundsätze: 
A. Registrierung der Nationalsozialisten 

1. Die llestimmungen über di,e Registrierung der Nationalsozialisten ble,iben aufrecht. Die bc,c-its erfolgten Registrierungen bleilben wirk­sam. Die bisher bis zur zweiten Instanz aus­g:sprodlL'nen Nachsichten von der Registrie- , rung sind hinfällig. 
2. Wer innerhalb einer zu best,immenden frist die anläßlich der Registrierung gemach­ten unrichtigen Angaben richtigstellt, bczie­hu112;sweise eine bisher unterlassene Regis,trie­rung nachträgt, bleibt straffrei. Die nach § 8 des Verbotsgesetzes erfolgten Verurtei,lungen w�•gcn un voll ständiger oder unrichtiger An­gaben oder unterlassener Anmeldungen gelten als nicht erfolgt, wenn innerhalb der zu be­stimmenden Frist die Angaben richüggesteLlt, Y ervollständigt, beziehungsweise eine unter­lassene Anmeldung nachgetragen wird. 3. Die Registrierten werden auf Grund ihrer Angaben und auf Grund ,der . Feststel­lungen der für die Registrierung zuständigen Behörden, beziehungsweise auf G11urnd der Entscheidungen der E insp11uchs- und Be­schwer,dekommission (§§ 16 ff. der NS.­Registr.-Vdg., St. G. Bl. Nr. 18/1945) in Gruppen eingeteilt, die verschieden behandelt werden (sitihe Albschnitt C). 
4. Die Register der Nationalsozialisten, aus denen die Gruppeneinteilung ersichtlich ist, werden (eine bestimmte Zeit) öffentlich aufgelegt. Die Register stehen in der Folge für Interessierte zur Einsichtnahme zur V er­fügung. 
,5. Die Überreichung eines Gesuches nach § 27 des Verbotsgesetzes (Ausnahmen vonder Behandlung nach den Bestimmungen der Artikel III und IV des Verbotsgesetzes) sowie die darüber ergangene Entscheidung wird im Register angemerkt. Außerdem ist die Überreichung eines Gesud1es nach § 27 des Verbotsgesetzes durch entsprechende V er­öffentlichung, allenfalls öffentlicher Aoschlag, kundzutun mit der Aufforderung, Beden-

ken gegen die Genehmigung des Gesuches be­kanntzugeben. 
a. Gruppen, die von der Registrierung aus­

genommen sind (befreite Personen). 
1 .  Parteianwärter, wenn ihre Aufnahme in die NSDAP aus politischen Gründen ver­weigert worden ist;  2 .  Mitglieder der NSDAP und der SA und Parteianwärter, wenn sie aus politischen Gründen vor dem 1. Jänner 1 945 ausgetre­ten oder ausgeschlossen worden sind; 
3. Mitglieder der NSDAP und Parteianwär­ter, wenn sie aus politischen Gründen ge­richtlichen oder staatspol.izeilichen Verfol­gungen (Haft von mindestens einer Woche oder sonstigen länger dauernden Schädigun­gen) ausgesetzt waren, das Ausschlußverfah­ren aber nid1t mehr zur Durchführung ge­langt ist; 4. Mitglieder des NSKK oder NSFK undAngehörige der Betriebs-SA, wenn sie keine Funktion als Führer vom Untersturmführer oder Gleichgestellten aufwärts bekleidet ha­ben; 5. Mitglieder der NSDAP oder einer ihrerGliederungen oder Anwärter, denen die Pro­visorische Staatsregierung Ausnahme von der Behandlung nach den Bestimmungen des Ar­tikels II des Verbotsgesetzes zugebilligt hat;6. Mitglieder der NSDAP oder einer ihrerGliederungen und Parteianwärter, wenn sie mit der Waffe in der Hand in den Reihender Alliierten Armeen gekämpft haben, son­stige Personen, die mit der Waffe in der Hand gegen den Nationalsozialismus gekämpft ha­ben, werden im Rahmen des § 27 des V er­botsgesetzes von den. Folgen dieses Gesetzes auszunehmen sein. Die in dieser Gruppe aufaezählten Per­sonen werden nicht als Nationalsozialisten angesehen. Bereits erfolgte Eintragungen in das Register der Nationalsozialisten sind _zu streichen. Soweit es möglich ist, sollen e111-getretene Rechtsfolgen rückgängig gemacht werden. Mit Rücksicht darauf, daß auch denOofern des Nazismus eine volle Schadensgut­machung nicht gewährt werden kann, besteht jedoch kein Anspruch auf Schadensgut­machung. 

C. Einteilung der zu registrierenden National­
sozialisten und deren Behandlung. 

I. G r u p p e : P e r s o n e n, d i e e i n e r B e s t r a f u n g  u n t e r l i e g e n :  a) Kriegsverbrecher nach dem Kriegsver­brechergesetz, erweitert auf die Person des Kreisleiters der NSDAP; b) Personen nach § 1 0  des Verbotsgesetzes unter den gesetzlichen Voraussetzungen dieser Bestimmungen sowie Personen nach den §§ 11 und 12 des Verbots­gesetzes, wobei der letzte Satz des § 1 5z u  streichen ist (gesetzliche Wirkungen einer Verurteilung ohne vorläufige V er­folgung der Tat). Die Bestimmungen des Staatsbürgcrschafts­überleitungsgesetzes, St. G. Bl. Nr. 59/1945,wonach gewesene österreichische Bundesbür­ger von dem Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft ausgeschlossen smd, wenn sie Hlegale waren, we11den aufgehoben. 
II. G r u p p e :  S ü h n e p f l i c h t i g e P e r­s o n e n :  1 .  Belasoete Personen: Das sind alle Hoheitsträger der NSDAP vom Zellenleiter aufwärts. Ferner die Mit­glieder der SS, die Offiziere der SA, des NSKK, des NSFK und die Funktionäre der sonst�gen Gliederungen, Organisationen undangeschlossenen V1erbände von dem einemKreisleiter entsprechenden Rang aufwärts, ferner Personen, die für ihre illegale Betäti­gung für die NSDAP eine Auszeichnung er­halten haben, sofern sie nicht schon der Be­stnfung nach der I. Gruppe unterliegen. Die Ostmarkmedaille gfü nicht als Auszeichnung im Sinne dieser Richtlinien. 

Sühnefolgen : 
a) Einkommen(Lohn)steuererhöhung und Grundsteuererhöhung um 20 Prozent, und zwar Einkommensteuer- und Grund­steue11erhöhung für die Kalenderjahre 1945 bis einschließlich 1950, Lohnsteuer-

239. Jahrg
Bezug1prei1 tür Osterrc1cb .nu Bundesgesetzblatt v1eneJ- 1 iährlid:i 21 S, Einzehtftd<• ohne Bundesgesetzbla·t 20 I• Postsparkassenkonto · Wien Nr. 178 

erhöhung beginnend vom Inkrafttreten der auf Grund dieser Richdinien auszu­arbeitenden Gesetze an bis einschließlich 1950; h) progressive V ermögensabgahe von 20 bis 50 Prozent bei Freibleiben eines Be­trages von S 5000 zuzüglich S 2000 für jedes unversorgte Kind unter 18 Jahren;c) pensionslose Entlassung aus dem öffent­lid1en Dienst; ,d) Ausschluß von der Bekleidung eines lei­tenden Postens (einschließlich Prokuri­sten, Handlungsbevollmächtigte, Abtei­lungsleiter) in der gesamten Privatwirt­schaft und V erbot der Führung eines Be­triebes oder Unternehmens - sei es aus welchem Titel immer -, sofern der Be­trieb oder die Unternehmung über den Rahmen eines KLein- oder kleinen Mittel­betriebes nach der Höhe des investierten Kapitals, der Umsätze, der Zahl der Be­schäftigten usw. hinausgeht; e) Verbot der Ausübung eines freien Be­rufes, beziehungsweise Gewerbes, das aus staatspolitischen Gründen eine beson­dere Verläßlichkeit erfordert, und zwar: Beherbergungsgewerbe, Buchdruckerei­und Verlagsgewerbe, Schriftenvertrieb, Kino-, Theater� und Varietebetrieb, Wirtschaftstreuhänder und Steuerberater, Hausverwaltung, Rechtsanwalt; f) die Ausübung des ärztlichen Berufes, des Notariats-, Patentanwaltsberufes, des Gast- und Schankgewerbes, des Groß­handels mit Lebensmitteln ist auf die Dauer von 5 Jahren verboten; g) Verbot der Beschäftigung als Schriftsteller und Redakteur; h) Anwendung des W ohnungsanforderungs­gesetzes, des Kleingärtnergesetzes, des Wirtschaftssäuberungsgesetzes und Ar­beitspflichtgesetzes und eines allfälligen NS-Anhaltelagergesetzes; i) Ausschluß vom aktiven und passivenWahlrecht in öffentlid1en Körperschaften auf die Dauer von 5 Jahren; j) Verbot der Zugehörigkeit zu einer poli­tischen Partei auf die Dauer von 5 Jahren ; k) Ausschluß vom passiven Wahlrecht inAusschüsse, Leitungen, Vorstände, Ver­waltungsräte, Aufsichtsräte und sonstige Vertretungskörperschaften aller V er eine, Organisationen, Verbänden, Körper­schaften und wirtschaftlichen Unterneh­mungen jedweder Art; l) Einstellung der Ruhe- und Versorgungs­bezüge bei Pensionisten. In den Fällen c) und l) können zur Vermeidung unbilliger Härten Unter­haltsbeiträge gewährt werden. 
2. Minderbelastete Personen : Zu diesen zählen alle Personen des § 4 des Verbotsgesetzes, die nicht unter eine an­dere Gruppe fallen, wobei für die bloßen Parteianwärter eine besondere Regelung gilt (siehe letzter Absatz dieses Abschnittes). 
Sühnefolgen: a) Einkommensteuer- und Grundsteuerer­höhung von 10 Prozent für die Kalen­derjahre 1945 bis einschließlich 1948,Lohnsteuererhöhung, beginnend vom Inkrafttreten der auf Grund dieser Richtlinien auszuarbeitenden Gesetze an bis einschließlich 1948 ; b) progressive Vermögensabgabe von 10 bii 25 Prozent bei Freibleiben eines Betra­ges von 10.000 S zuzüglich 2000 S für jedes unversorgte Kind unter 18 Jahren c) Verbot des Bekleidens von leitenden Funktionen in der Privatwirtschaft wit bei der Belasteten-Gruppe (ganzer In­halt des Punktes TI, Ziffer 1, d), auf dit Dauer von drei Jahre� (beginnend al: 1 .  Mai 1945) ; d) Verbot der Ausübung eines freien Be­rufes, beziehungsweise Gewerbes wie be der Belasteten-Gruppe (ganzer Inhalt de: Punktes II, Ziffer 1. e), auf die Daue1 von drei Jahren (beginnend ab 1. Ma 1945) ; e) V erbot der Beschäftigung als Schrift­steller und Redakteur wie bei der Be­lastete�-Gruppe (ganzer Inhalt de: Punktes II, Ziffer 1, g) auf di,e Dauer vor drei Jahren (beginnend ab 1. Mai 1 945)f) die Entfernung von den Hochschulen al Lehrpersonen kann verfügt werden. Au: 
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Es bestellt Dr. Wilhelm Ortmayer, Rechts-
anwalt in Hollabrunn, zum Kurator der Ver-
*lassenschaft.

Wer auf die Verlassenschaft Anspruch erheben
will, hat dies binnen sechs Monaten von heute ab
dem Gerichte mitzuteilen und sein Erbredit nach-
zuweisen. Nach Ablauf der Frist wird die Ver-
lassenschaft, soweit die Ansprüche naehgeWiesen
sein werden, herausgegeben, soweit dies nicht
gesd1ehen ist, zugunsten des Staates eingezogen
Werden.

Bezirksgericht Hollabrunn, Abt. 1, am 15. März
1946. 3373/3
Verlassenschaft nach Hermine Baumhauer geb.

Frick.
A 982/45. Hermine Baumhauer geb. Frick,

Pensionistin in Klosterneuburg, Kierlinger Straße
Nr. 134 e, wohnhaft gewesen, ist am22. Dezem-
ber 1945 gestorben und hat eine letztwillige Ver-
fügung nioht hinterlassen.

Ob Erben vorhanden sind,:
nicht bekannt.

Es bestellt Ludwig Basch in Wien, XXVI.,
Klosterneuburg, Langstögergasse 12, zum Kurator
der Verlassenschaft.

.

Wer auf die Verlassenschaft Anspruch erheben
will, hat dies binnen sechs Monaten von heute
ab dem Gerichte mitzuteilen und sein Erbrecht
nachzuweisen. Nach Ablauf der Frist wird die Ver-
lassenschaft, soweit die Ansprüche nachgewiesen
sein werden, herausgegeben, soweit dies nicht
geschehen ist, zugunsten des Staates r.-ingezogen
werden.

Bezirksgericht Abt. 1,
4. März 1946. 3258/3

Verlassenschaft nad1 Maria Nosch geb. KraI.
A 581/45. Maria Nosch geb. Kra1, Haushalt in

Klosterneuburg, Leopoldstraße 13, ist am
12. April 1945 gestorben und hat eine letztwillige
Verfügung nicht hinterlassen.

Ob Erben vorhanden sind,
nicht bekannt.

Es bestellt Anton Kaindlsdorfer, Kanzleidirek-
tor i. R., in,Klosterneuburg, Markgasse 3, zum

ist dem Gerichte

Klosterneuburg, am

ist dem Gerichte

' Kurator der Verlassenschaft.
Wer auf die Verlassenschaft Anspruch erheben

will, hat dies binnen sechs Monaten von heute ab
dem Gerichte mitzuteilen und sein Erbrecht nach-
zuweisen. Nach Ablauf der Frist wird die Ver-
lassenschaft, soweit die Ansprüche nachgewiesen
sein werden, herausgegeben, soweit dies nicht
geschehen ist, zugunsten des Staates eingezogen
Werden.

Bezirksgericht Abt. 1, am
20. März 1946. 3425/3 '

Verlassenschaft nach Rosalia Schüler.
A 97/46. Rosalia Schüler, Pensionistin, zuletzt

Bezirksaltersheim in Laa a. d. Thaya, ist am
8. Jänner 1946 gestorben und hat eine letztwillige
Verfügung nicht hinterlassen.

Ob Erben vorhanden sind, ist dem Gerichte
nicht bekannt. "

\ Es bestellt Dr. Paul Stenitzer, Rechtsanwalt in
Lava a. d. Thaya, zum Kurator der Verlassenschaft.

Wer auf die Verlassenschaft Anspruch erheben
will, hat dies binnen sechs Monaten von heute
ab dem Gerichte mitzuteilen und sein Erbrecht
nachzuweisen. Nach Ablauf der Frist wird die
Verlassensdaaft, soweit die Ansprüche .nachgewie-
sen sein Werden, herausgegeben, soweit dies nicht
'geschehen ist, zugunsten des Staates eingezogen
Werden.

Bezirksgericht Laa a. d. Thaya, am 13. März
l946. 3349/3

Verlassenschaft nach Josef Cechovin.
A 320/46. Josef Cechovin in Siebenhirten,

Wiener Gasse 374, ist am 13._ Februar 1946 ge-
sx'orben und hat eine letthillige Verfügung
nicht hinterlassen.

Ob Erben vorhanden sind, ist dem Gerichtc
nicht bekannt.

Es bestellt Dr. Robert Blüml, Notar in Liesing,
zum Kurator der Verlassenschaft.

'Wer auf die Verlassenschaft Anspruch erheben
Will, hat dies binnen sechs Monaten von heute
ab dem Geriehte mitzuteilen und sein Erbreeht
nachqueisen. Nach Ablauf der Frist Wird die
Verlassenschaft, soweit die Ansprüche nachgeWiesen
sein werden, herausgegeben, soweit dies nicht ge-

Klosterneuburg,

schehen ist, zugunsten des Staates eingezogen
werden.

'Bezirksgericht Liesing, Abt. 1', am 8. März
1946. 3304

Verlassenschaft nach Florian Haberson.
1 A 418/46. Florian Haberson, Pflegling im Be-

zirksaltersheim Herzogenburg, ist am 17. Dezem-
ber 1945 gestorben und hat eine letztwillige Ver-
fügung nicht hinterlassen.

Ob Erben vorhanden sind,
nicht bekannt.

,

Es bestellt Dr. Harald Mayerhausen, Notar in
3t. Pölten, Linzer Straße 1, zum Kurator der
Verlassenschaft.

Wer auf die,Verlassenschaft Anspruch erheben
Will, hat dies binnen sechs Monaten von heute ab
dem Gerichte mitzuteilen und sein Erbrecht nach-
zuweisen. Nach Ablauf der Frist wird die Ver-
lassenschaft, soweit die Ansprüche nachgeWiesen
sein Werden, herausgegeben, soweit dies nicht
geschehen ist, zugunsten des Staates eingezogen
werden.

'

Bezirksgericht St. Pölten, Abt. 1, am 7. März
1946. 3426/3

]ohann Radner und Ernestine Kui5era
geb. Kubat.

A 173/46. Emilie Radner geb. Kubat, Klein 
hausbesitzerin in Tulln, Alter Ziegelweg Nr. 87,
ist am 10. September 1945 gestorben. Eine letzt 
willige Anordnung Wurde nicht vorgefunden.

1. Johann Radner, Sohn der Erblasserin,
2. Ernestine Kuéera geb. Kubat, zuletzt in Prag,
nähere.Anschrift unbekannt, angeblich tschecho-
sIowakische Staatsbürgerin, deren Aufenthalt dem
Gerichte unbekannt ist, werden aufgefordert,
sich binnen sechs Monaten von heute ab bei
diesem Gerichte zu melden. Nach Ablauf dieser
Frist wird die Verlassenschaft mit den übrigen
Erben und dem für die Abwesenden bestellten

ist dem Geriehte

Kurator Hermine Linsbauer, Private in Tulln,
Alter Zicgelweg Nr. 87, abgehandelt werden.

Bezirksgericht Tulln, Abt. 1, am 14'. März 1946.
3428/3

Josef Bauen Ing. Artur Hoffmann, Richard
Kraftel, Johaun Mücke und ]ohann Samek.
Kommission beim Landesarbeitsamt N. O.

auf Grund des Wirtschaftssäuberungsgesetzes vom
12. September 1945, St. G. Bl. Nr. 160.

Der Kurator für Dienstnehmer
unbekannten Aufcnthaltes.

Wien, den 14. März 1946.
I., Hohenstaufengasse 2.

Gesch.-Zeichen: I/284 288/46.
An Josef Bauer, Ing. Artur Hoffmann, Richard
Krafte.l, Johann Mücke und Johann Samek, al1e

derzeit unbekannten Aufenthaltes.
Ihre Dienstgeber, die Elin A. G. für elektrische

Industrie, Werk Möllersdorf, hat Ihre'Dienst-
verhältnisse auf Grund des Wirtschaftssäube-
rungsgesetzes gekündigt.

Als Ihr Abwesenheitskurator verständige ich Sie
hievon mit dem Bedeuten, Ihre Angelegenheiten
selbst zu führen, beziehungsWeise Bevollmächtigte
zu bestellen; bis dahin vertrete ich Sie auf Ihre
Rechnung und Gefahr.

Beglaubigt:
Paschka.

Der Kurator:
gez. Dr. Umshaus.

3299
Johann Hopfenwieser.'

Kommission beim Landesarbeitsamt N. O.
auf Grund des Wirtschaftssäuberungsgesetzes vom

12. September 1945, St. G. Bl. Nr. 160.
Der Kurator für Dienstnehmer

unbekannten Aufenthaltes.
Wien, den 25. März 1946.

I., Hohenstaufengasse 2.
Gesch.-Zeichen: I/177'b/46.
An Johann Hopfenwieser, derzeit

Aufenthaltes.
Ihr Dienstgeber, die'Berndorfer Metallwaren-

fabrik Arthur Krupp A. G., Berndorf, hat Ihr
Dienstverhältnis auf Grund des Wirtschafts-
säuberungsgesetzes fristlos gelöst.

Als Ihr Abwesenheitskurator verständige ich Sie
hievon mit dern Bemerken, Ihre Angelegenheit
selbst zu führen, beziehungsweise einen Bevoll-
mächtigten zu betrauen; rbis dahin vertrete ich Sie
auf Ihre Rechnung und Gefahr.

Beglaubigt: Der Kurator:
Paschka. gez. Di'. Umshaus.

3537

unbekannten

Josef Sockel.
K 143/46. Die kündigende Partei Die Stadt

,Wien durch die Verwaltungsgruppe III, Woh-
nungs- und Siedlungswesen, Abt. 3, vertreten
durch den Leiterstellvertreter der Abteilung
Dr. Franz Jancik, Wien, I., Doblhoffgasse 6, hat
gegen die gekündigte Partei Josef Socke1, Ver-
waltungsrat in Wien, XIX., Berliner Straße 69,
eine Kündigung eingebracht.

Da der Aufenthalt der gekündigten Partei
unbekannt ist, wird Dr. Hildegarde Krieger,
Rechtsanwalt in Wien, XVIII., Martinstraße 83,
zum Kurator bestellt, der sie auf ihre Gefahr und
Kosten vertreten wird, his sie selbst auftritt oder
einen Bevollmächtigten nennt.

Bezirksgericht Döbling, A$bt. 3, Wien (XIX.,
Gatterburggasse 12), am 20. März 1946. 3481

Heinrieh Häußler.
K 223/46. Die kündigende Partei Heinrich

Offer, London, und Mitbesitzer Dr. Georg und
Edith Offer (Ehepaar), London, Else Fuchs,
Adresse unbekannt, Wilhelm Adolf, Wien, XIII.,
Hietzinger Hauptstraße 147, vertreten durch
Luise Ornstein, diese vertreten durch Dr. Rudolf
Skrein, Rechtsanwalt in Wien, I., Freyung 7,
hat rgegen die gekündigte Partei Heinrich Häußler,
derzeit in einem Anhaltelager in Linz, wohnhaft
geWesen in Wien, XIX., Pfarrwiesengasse 11, eine
Kündigung eingebracht.

Da die gekündigte Partei abwesend ist, wird
Dr. Hildegarde Krieger, Rechtsanwalt in Wien,
XVIII., Martinstraße 83, zum Kurator bestellt,
die sie auf ihre Gefahr und Kosren vertretenwird, bis sie selbst auftritt oder einen Bevoll-
mächtigten nennt.

Bezirksgericht Döbling, Abt. 3, Wien (XIX.,
Gatterburggasse 12), am 20. März 1946. 3482

EIisabeth Porias geb. Schqutt
48 T 197/46. Elisabeth Porias geb. Schuloff, ge-boren am 18. Oktober 1881 in Wien, nach Wien

zuständig, verheiratet, PriVate, zuletzt in Wien,
IX.. Porzellangasse 45, Wurde im Jahre 1942 nacnTheresienstadt gebracht und. ist dort mehrerei
Nachrichten zufolge im Dezember 1942 oder Jän-
ner l943 an Entkräftung gestorben.

Da hienach Wahrscheinlich ist, daß die Genannte
den Tod gefunden hat, Wird auf Ansuchen des
Dr. Hanns Porias das Verfahren zum BeWeise des
Todes eingeleitet und die Aufforderung erlassen,
bis zum 20. Mai 1946 'dem Gerichte übcr die
Vermißte Nachricht zu geben.

Nach Ablauf dieser Frist und nach Aufnahme
der Beweise Wird über den Antrag entschieden
werden.

I.andesgericht für Z. R. S., Abt. 48, Wien (I.,
Justizpalast), am 15. März 1946. 3412

Carl Porias.
48 T '196/46. Carl Porias, geboren am 18. März

187O in Lukawec, nach Wien zuständig, verhei-
ratet, Privater, zuletzt in Wien, IX., Porzellan-
gasse 45, wurde im Jahre 1942 nach Theresienstadt
gebracht und ist dort mehreren Nachrichten zu-
folge im Dezember 1942 oder Jänner 1943 an Ent-
kräftung gestorben.

Da hienach wahrscheinlich ist, daß der Genannte
den Tod gefunden hat, Wird auf Ansuchen des
Dr. Hanns Porias das Verfahren zum Beweise des
Todes eingeleitet und die Auftorderung erlassen,
bis zum 20. Mai 1946 dem Gerichte über den Ver-
mißten Nachricht zu geben.

' Wien,

Nach Ablauf dieser Frist und nach Aufnahme
der Beweise Wird über den Antrag entschieden
werden.

I.andesgericht für Z. R. S., Abt. 48, Wien (I.,
Justizpalast), am 15. März 1946. 3413

Richard Glaß1.
48 T 179/46. Richard Glaßl, geboren am 3. Au-

gust 18% in \Wien, verheiratet, zuständig nach
Wien, Buchhalter, zuletzt Wohnhaft geWesen in

VIIl., Fuhrmanngasse 1/12, Wurde aml9. Oktober 1944 aus politischen Gründen von der
Gestapo in Haft genommen und am 10. November
1944 in das KZ Dachau gebracht, Wo er nach der
Behauptung seiner Ehegattin Marie Glaßl am
18. Februar 1945 gestorben ist.

Da hienach Wahrscheinlich ist, daß der Genannte
den Tod gefunden hat, Wird auf Ansuchen seiner
Ehegattin Marie Glaßl geb. Völkl das Verfahren
zum Beweise des Todes eingeleitet und die Au1-
forderung erlassen, bis zum 31. Juli 1946 dcm Ge-
richte übcr den Vermißten Nachricht zu geben.

Nach Ablauf dieser Frist und nach Aufnahme
der Beweisc wird über den Antrag entschieden
Werden.

Landesgericht für Z. R. S., Abt. 48, Wien (I.,
Justizpalast), am lS. März 1946. 3414

Anton Wi1helm Lang.
T 708/45. Der Bahnbeamte Anton Wilhelm

Lang, geboren am 10. April 1886 in Prerau, zu-
letzt Wohnhaft in Wöllersdorf, Niederösterreich,
soll am 6. September 1945 in einen Gefangenen-
lager in Rumänien gestorben sein. Eine amtliche
Nachricht über den Tod des Anton Lang ist nicht
eingelangt.

Da es wahrscheinlich ist, daß Anton Lang den
Tod gefunden hat, Wird auf Ansuchen seiner Ehe-
gattin Maria Lang das Verfahren zum BeWeise des
Todes des Vermißten eingeleitet.

Es wird demnach die allgemeine Aufforderung
erlassen, bis zum 20. Juni 1946 dem Gerichte über
den Vermißten Nachricht zu geben.

_Nach Ablauf dieser Frist Wird über den Beweis
des Todes entschieden werden.

Kreisgericht Wiener Neustadt,
5. März «,1946.

Abt. 3, am
3444

Aktien.
47 T 4287/45. Auf Antrag des prot. Bankhauses

Schoeller u. Co., Wien, I., Johannesgasse 7/9, ver-
treten durd1 Dr. Alfons Schöler, RechtsanWalt,
Wien, I., Graben 28, Werden nachstehnde, der
Antragstellerin angeblich in Verlust geratene
Wertpapiere aufgeboten; der Inhaber Wird aufge-
fordert, sie binnen der nachstehenden Aufgebots-
frist bei Gericht vorqueisen; auch andere Be-
teiligte haben ihre Einwendungen gegen den An-
trag zu erheben.

Sonst würden die Wertpapiere nach Ablauf
dieser Frist für kraftlos erklärt werden, .und zwar:
a) die Wertpapiere selbst nad1 Ablauf eines Jahres
seit dem Fälligkeitstage des letzten dazu ausge-
gebenen Scheines oder der Forderung selbst, wenn
sie vorher fällig Werden sollte; b) die Scheine nach
Ablauf eines Jahres seit dem Fälligkeitstage jedes
Scheines, jedoch nicht früher als ein Jahr nach der
erSten Kundmachung dieses Aufgebotes.

Bezeichnung der W'ertpapiere: 1. 16 Stück
Mäntel von Aktien der Stadlauer Malzfabrik
A. G. zu je Nominale RM 100' , Nr. 5320, 5368,
5370, 5379, 5385, 5390, 5402, 5403, 5500,
5501, 5502, 55o3, 5504, 5373, 5395, 5396. I)er
letzte zu diesen Papieren ausgegebene GeWinn-
anteilschein trägt die Nummer 10, ist bestimmt
für das Geschäftsjahr 1947/48 und verfällt nach
Ablauf des Jahres 1953; 2. 1 Aktie der Stadlauer
Malzfabrik A. G. zu Nominale RM 100' , Nr.
5499, mit den Gewinnanteilscheinen Nr. 7, 8 und
9 und dem halben Erneuerungsschein; 3. 3 Stück '

GeWinnanteilscheine Nr. 7, 8, 9 und 10 samt Er 
neuerungsscheinen der Aktien der Stadlauer Malz-
fabrik A. G. zu Nominale RM 100' , Nr. 5311,
5455, 5496.

Landesgericht für Z. R. S., Abt. 47, Wien (I.,
Justizpalast), am 5. Februar 1946. 2738

Aktien.
47 T 4024/45. Auf Antrag des Werner Bachofen-

Echt, Wohnhaft in Wien, I., Renngasse 6, Werden
nachstehende, dem Antragsteller angeblich in Ver-
lust geratene Wertpapiere ohne die zugehörenden
Scheine aufgeboten; deren Inhaber wird aufge-
fordert, sie binnen der nachstehenden Aufgebots-
frist bei Gericht v0rqueisen; auch andere Be-
teiligte haben ihre Einwendungen gegen den An-
trag zu erheben.

Sonst würden die Wertpapiere nach Ablauf
dieser Frist für kraftlos erklärt werden, und
zwar: nach Ablauf eines Jahres seit dem Fällig-
keitstage des letzten dazu ausgegebenen Scheines
oder der Forderung selbst, Wenn sie vorher fällig
Werden sollte.

,

Bezeichnung der Wertpapiere: 10 Stück Nuß-
dorfer-Bierbrauerei-Aktien & RM 1000'  , Nomi-
nale Nr. 1351 1360.

Landesgericht für Z. R. S., Abt. 47, Wien (I.,
Justizpalast), am 5. März 1946. 3174

Anleihe.
47T3681/45. Auf Antrag des Erich Wasserthal 

Zuccari, Vertreter in Wien, IX., Wasagasse 12,
Werden nachstehende, dem Antragsteller angeblich
in Verlust geratene Wertpapiere mit zugehören-
den Scheinen (Coupons) aufgeboten; der Inhaber
Wird aufgefordert, sie binnen 'der nachstehenden
Aufgebotsfrist bei Gericht vorqueisen; auch
andere Beteiligte haben ihre EinWendungen gegenden Antrag zu erheben.

Sonst würden die Wertpapiere nach Ablauf
dieser Frist für kraftlos erklärt Werden, und
zwar: a) die Wertpapiere selbst nach Ablauf eines
Jahres seit dem Fälligkeitstage des letzten dazu
ausgegebenen Scheines oder der Forderung selbst,
Wenn sie vorher \fällig werden sollte; b) die
Scheine nach Ablauf eines Jahres seit dem Fällig-
keitstage jedes Scheines, jedoch nicht früher als
ein Jahr nach der ersten Kundmachung des Auf-
gebotes.

Bezeichnung der Wertpapiere: 4°/uige Anleihe
des Reichsgaues Wien aus dem Jahre 1940, Buch-
stabe c, Gruppe.O811: a) Mantel Nr. 25.529 mit
Couponbogen 25.528 (mit C0upons vom 2. Mai
1945 an), b) Mantel Nr. 25.530 mit Couponbogen
25.531 (mit Coupon vom 2. Mai 1945 an), auf je

1000 RM Nominalwert. Letzte Couponfälligkeit
ist der 2. Mai 1950.

Landesgericht für Z. R. S., Abt. 47, Wien (I.,
Justizpalast), am 16. Februar l946. 3175

Aktien.
47T16/46. Auf Antrag des Ing. Martin Her 

mann, Wien, XIX., Am Kobenzl 96, werden nach-
stehende, dem Antragsteller angeblich in Verlust
geratene Wertpapiere mit den zugehörenden
Scheinen aufgeboten; der Inhaber wird aufgefor 
dert, sie binnen der nachstehenden Aufgebotsfrist
bei Gericht vorqueisen; auch. andere Beteiligte
haben ihre EinWendungen gegen den Antrag zuerheben.

Sonst würden die Wertpapiere nach Ablauf
dieser Frist für kraftlos erklärt Werden, und
zwar: a) die Wertpapiere selbst nach Ablauf eines
Jahres seit dem Fälligkeitstage des letzten dazu
ausgegebenen Scheines oder der Forderung selbst,
Wenn sie vorher fällig Werden sollte; b) die
Scheine nach Ablauf eine5 Jahres seit dem Fällig-
keitstage jedes Schcines, jedoch nicht früher als ein
Jahr nach der erstcn Kundmachung dieses Auf-
gebotes.

Bezeichnung der Wertpapiere: 1. 5 Stück Aktien
der Firma J. Odelga, Ärztlich-Techn. Industrie,-
Akt. Ges. Wien, mit Nr. 25, 46, 47, 48, 159, lau-
tend auf 10O RM, je samt Dividenden Coupons
Nr. 5 10 (ohne Fälligkeitstag) und Talon;
2. 5' Stück Aktien der Firma Brauerei Schwechat
Aktiengesellschaft mit Nr. 4454 bis 4458, lautend
auf 10O RM, je samt Gewinnanteilschcinen Nr. 7
bis 10 (ohne Fäll,igkeitstag) und Talon; 3. 4 Stück
Vorzugsaktien der Firma Sch0eller Bleckmann
Stahlwerke Aktiengesellschaft, mit Nr. 562, 1048,
1049, 1128, lautend auf 1000 RM, je samt Ge 
winnanteilschein Nr. 6  10 (ohne Fälligkeitstag)
und Talon; 4. 7 Stück Aktien der Firma Heid-
Maschin»en A. G., mit Nr. 2386 bis 2390, 634,
635 lautend auf 100 RM, je samt Coupons Nr. 6
bis 10 und Talon.

Landesgericht für Z. R. S., Abt. 47, Wien (I.,
Justizpalast), am 28. Februar 1946. 3l76

Wertpapiere.
47T3837/45. Auf Antrag der crblasserisdwn

Gattin Aloisia Kröttlinger, Wien, XI., Haupt 
straße 99, werden nachstehende, der Antragstellerin
angeblich in Verlust geratene Wertpapiere mit
den zugehörenden Scheinen aufgeboten; der In-
haber Wird aufgefordert, sie binnen der nach-
stehenden Aufgebotsfrist bei Gericht vorqueisen;
auch andere Beteiligte haben ihre Einwendungen
gegen den Antrag zu erheben.

Sonst würden die Wertpapiere nach Ablauf
dieser Frist für kraftlos erklärt Werden, und zwar:

a) die Wertpapiere selbst nach Ablauf eines
Jahres seit dem Fälligkeitstage des letzten dazu
ausgegebenen Scheines oder der Forderung selbst,
Wenn sie vorher fällig werden sollte; b) die
Scheine nach Ablauf eines Jahres seit dem Fällig 
keitstage jedes Scheines, jedoch nicht früher als ein
Jahr nach der ersten Kundmachung dieses Auf-
gebotes.

Bezeichnung der Wertpapiere: 120 Stück Ge-
schäftsanteile der Weinkellerei und Wirtschafts-
genossenschaft von Gastwirten in Wien und Nie-
derösterreich, registrierte Genossenschaft mit be-
schränkter Haftung, Wien, XIX/117, Billroth-
straße 2, ausgegeben in 12 Blockanteilen zu zehn
Geschäftsanteilen mit den Nummern 559 bis 570,
lautend auf je RM 70'- , ausgestellt auf den
Namen Johann Krötlinger, Wien, XI., Simmerin 
ger Hauptstraße 99, samt den angeschlossenen
Coupons. Der Fälligkeitstag des letzten zu dicsen
Geschäftsanteilen ausgegebenen Coup0ns Nr. 13
ist der 31. März 1951 und lautet für das Jahr
1950. .

, Landesgericht für Z. R. S., Abt. 47, Wien (I.,
Justizpalast), am 6. März 1946. 3246

Couponbogen.
47T3099/45. Auf Antrag des Georg Klein,

Ap0theker in Pottenstein a. d. Triesting Nr. 129,
Werden nachstehende, dem Antragsteller angeblich
in Verlust geratene Wertpapiere aufgeboten; der
Inhaber Wird aufgefordert, sie binnen der nach 
stehenden Aufgebotsfrist bei Gericht vorzuweisen;
auch andere Beteiligte haben ihre Einwendungen
gegen den Antrag zu erheben.

Sonst Würden die Scheine nach Ablauf eines
Jahres seit dem Fälligkeitstage jedes Scheines,
jedoch nicht früher als ein Jahr nach der ersten
Kundmachung dieses Aufgebotes, für kraftlos ei-
klärt Werden.

Bezeichnung der Wertpapiere: Couponbogen der
4"/oigen Anleihe des Reichsgaues Wien vom Jahre
1940: 1. Gruppe 0004, Nummer 016l7, Ol'618,
Ol619 und 01620, lautend auf je 100'  RM;
2. Gruppe 0336, Nummer Ol76l, lautend auf
1000' RM. Der Fälligkeitstag des letzten aus 
haftenden Coupons ist der 2. Mai 1950.

Landesgericht für Z. R. S., Abt. 47, Wien (I.,
Justizpalast), am 16. März 1946. 336l

Anteilscheine.
47T886/46. Auf Antrag der Gusti Bottoli,

Wien, XI., Weißenböckstraße 3/52, werden nach-
stehende, der Antragstellerin angeblida in Verlust
geratene Wertpapiere mit den zugehörenden Cou-
pons aufgeboten; der lnhaber wird aufgefordert,
sie binnen der nachstehenden Aufgebotsfrist bei
Gericht vorzuweisen; auch andere Beteiligte haben
ihre Eiandungen gegen den Antrag zu erheben.

Sonst Würden die \\7ertpapiei'e nach Ablauf
dieser Frist für kraftlos erklärt Werden, und zwar:
a) die Wertpapiere selbst nach Ablauf eines Jahres
seit dem Fälligkeitstage des letzten dazu ausge-
gebenen Scheines oder der Forderung selbst, wennsie vorher fällig werden sollte; b) die Scheine
nach Ablauf eines Jahres seit dem Fälligkeitstage
jedes Scheines, jedoch nicht früher als ein Jahr
nach der ersten Kundmachung dieses Au gebotes.

Bezeichnung der Wcrtpapiere: 15 Stück Anteil 
scheine der Vereinigten Eisfabriken und Kühl-
hallen in Wien, G. m. b. H., in Wien, XX.,
Pasettistraße 76, mit den Nummern 294/97, 1130/
31, 6750/51, 7586/87, 20.392/95 und 30.338 det
EM I/II/III mit einem Nennwert von je S 20'- .
samt Couponbögen und Talons; Fälligkeit des
letzten Coupons: 1945.

Landesgericht fiir Z. R. S., Abt. 47, Wien (I.,
Justizpalast) am' 16. März 1946. 3409




